
Aktenzeichen:

g__RV667/57
_ _ I m

...—..--.— ...—___ N a m e n d e s V 0 1 k e 3

In Sachen

Verkündet

am 220 Januar 1959

Beklagten und Revieionsklägers,

g e g e n

Klägerin und Revisionsbeklagte,

hat der 80 Senat des Bundessozialgerichte auf die

mündliche Verhandlung vom 22„ Januar 1959

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Beklagten wird das Urteil des

Landessozialgerichts Berlin vom 26° März 1957 auf—

gehoben und die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an dieses Gericht zurückverwiesen°

Von Rechts wegen°
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Die Ehe der Klägerin wurde durch Urteil des Landgerichts Berlin vom
200 Oktober 1928 wegen Alleinverschuldens ihres Ehemannes geschie—

den„ Durch Entscheidung des Amtsgerichts Wedding in Berlin vom 11°

Oktober 1955 wurde ihr früherer Ehemann, der vor seiner Einberu—

fung zur Wehrmacht als Koch im Hotel Fürstenhcf in Berlin monatlich

etwa 400 RM verdient hatte, für tot erklärt und als Zeitpunkt des

Todes der 310 Dezember 1945 festgestelltc Am Ei,-Juli 1952 stellte

die Klägerin Antrag auf Gewährung einer Witwenrente nach dem Bun—

desversorgungsgesetz (BVG)„ Dieser Antrag wurde durch Bescheid des

Versorgungsamts (Versorng) II Berlin vom 130 April 1953 abgelehnt,
weil die Klägerin nach % 42 BVG keinen Anspruch auf Versorgungsren—

te habe° Zwar wäre ihr früherer Ehemann nach den eherechtlichen

Vorschriften verpflichtet gewesen, ihr unter Berücksichtigung sei—

ner Lebensverhältnisse Unterhalt zu gewähren, soweit ihre Einkünf—

te aus Vermögen und die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit zu ihrem

Lebensunterhalt nicht ausreichten° Da die Klägerin in einem ständi—

gen BeschäftigungSVerhältnis stehe und ein Einkommen habe, aus dem

sie ihren Lebensunterhalt bestreiten könne, würde jedoch z„Zt° kei—

ne Unterhaltspflicht ihres geschiedenen Ehemannes bestehen, falls

er noch lebte,

Gegen diesen Bescheid erhob die Klägerin Einspruch mit der Begrün—

dung, daß sie sich erst im Jahre 1950 eine Beschäftigung gesucht

habe, um der Fürsorge nicht länger zur Last zu fallen; sie sei aber

jetzt gesundheitlich nicht mehr in der Lage, ihrer Beschäftigung

weiter nechzugehen° Das VersorgA° veranlaßte eine fachärztliche

Untersuchung, die eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE,) um
70 VOH„ ergab° Durch Bescheid des Landesversorgungsamts (LVersorng}

Berlin vom 60 September 1954 wurde der Widerspruch zurückgewiesen,

da die Klägerin nach ihren eigenen Angaben Einkünfte aus einem Be—

schäftigungsverhältnis in Höhe von 140,—— DM netto habe° Es sei

nicht anzunehmen, daß der Verstorbene ihr zu Lebzeiten einen die—

se Einkünfte übersteigenden Unterhalt gezahlt habe oder jetzt in

der Lage wäre zu zahleno
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Das Sozialgericht (SGO) Berlin hat durch Urteil vom 25° März
1956 die Bescheide des VersorgA° II Berlin vom 150 April 1952

und des LVersorgA° Berlin vom 60 September 1954 aufgehoben

und den Beklagten verurteilt, vom‘1° Juli 1952 an eine

Witwenrente zu zahleno Es sei unerheblich, daß die Kläge-

rin zur Zeit ein
monatlichesi■inkommen

von 140‚- M netto

habe° Wenn ihr Ehemann noch leben würde, so müßte er ihr we—

gen der vorliegenden erheblichen Gesundheitsstörungen bei
einer MdB° um 70 voH° Unterhalt leisten, da ihr eine Arbeit

nicht zugemutet werden könnec

Durch Urteil vom 26° März 1957 hat das Landessozialgericht

(LSGU) Berlin die Berufung des Beklagten gegen das Urteil
des SG° vom 25‚ März 1956 zurückgewiesen° Es hat die Revi—

sion zugelassen„ In den Entscheidungsgründen wird ausge-

führt: Die Ansicht des Beklagten, daß allein die Tatsache

eines Einkommens der Klägerin genüge, um ihren Witwenren—

tenanspruch auszuschließen, sei nicht zutreffend, weil da—

mit unterstellt werde, daß sie trotz ihrer durch Krankheit

bedingten MdB° um 70 v„H„ auch dann arbeiten würde, wenn ihr

früherer Ehemann aus dem Kriege zurückgekehrt wäre° Dassei

aber nach den Umständen des Falles nicht anzunehmena Denn

die Klägerin habe keinen Beruf erlernt und sei auch nach

ihrer Ehescheidung im Jahre 1928 keinem Erwerb nachgegangen,

obwohl sie damals noch nicht durch Krankheit in ihrer Er—

werbsfähigkeit beeinträchtigt gewesen sei° Sie sei daher

erst durch den Tod ihres früheren Ehemannes gezwungen wor—

den, einer Beschäftigung nachzugehen° Da sie dies nicht tun

würde, wenn ihr Ehemann noch lebte, stehe ihr ein Anspruch

auf Witwenrente nach @ 42 BVG zu°

Gegen das am 70 Juni 1957 zugestellte Urteil des LSG° Berlin

hat der Beklagte mit einem beim Bundéssozialgericht (BSGO)
am 150 Juni 1957 eingegangenen Schriftsatz Revision eingelegt

und beantragt,

unter Abänderung der Urteile des LSG, und des SG°

die Klage abzuweisen,
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hilfsweise: das angefochtene Urteil aufzuheben und

—die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung

an die Vorinstanz zurückzuverweisen°

Er rügt eine Verletzung des @ 42 BVG, Die Feststellung des LSG„,

daß die Klägerin einer Beschäftigung nicht nachgehen würde, wenn
ihr Ehemann nicht im Kriege umgekommen wäre, sei für die recht—

liche Beurteilung des Falles unerheblich, da es nach @ 42 BVG

lediglich auf das Bestehen oder Nichtbestehen eines Unterhalts—

anspruchs ankonrne° Ein solcher inspruch sei bei dem Einkommen

der Klägerin, die nach einer Lohnbescheinigung der Firma (bxxxx

vom 280 Juni 1956 288,—— IR monatlich verdiene, nicht gegeben;

denn eine Unterhaltspflicht des gesehiedenen Lhemannes bestehe

nach @ 58 Ehegesetz (EheG) 1946 nur dann, wenn die Erträgnisse

eigener Erwerbstätigkeit nicht ausreichten, um den angemessenen

Unterhalt sicherzustelleno Hierbei sei es ohne Bedeutung, ob der

Klägerin eine Erwerbstätigkeit gesundheitlich oder nach ihrer

Vorbildung zugemutet Werden könne° Entscheidend sei allein die

Tatsache, daß sie Einkünfte aus einer Erwerbstätigkeit habe, die

so hoch seien, daß die Unterhaltsverpflichtung ihres früheren

Ehemannes entfallen wäre°

Die Klägerin beantragt die Zurückweisung der Revision° Sie hält

das angefochtene Urteil für zutreffend, Im übrigen habe das Be—

rufungsgericht zu der Frage, ob die Einkünfte aus der von ihr

ausgeübten Erwerbstätigkeit zur Bestreitung ihres angemessenen

Lebensunterhalts ausreichten, infolge der von ihm vertretenen

Rechtsauffassung tatsächliche Feststellungen nicht getroffen, zu

berücksichtigen sei hierbei jedoch, daß der Arbeitsverdienst der

Klägerin in den Jahren ihrer Beschäftigung seit der Antragstellung

schwankend gewesen sei, weil ihre Erwerbstätigkeit häufig durch

Krankheiten unterbrochen werden sei° Es könne somit keine Rede

davon sein, daß sie ein ständiges Einkommen von 288,—— DM monat»

lich gehabt habe° Der Sachverhalt bedürfe daher insoweit noch

einer eingehenden Aufklärunga

Die Revision ist durch Zulassung statthaft (@ 162 Abs. 1 Satz 1
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Sozialgerichtsgesetz - SGG —)° Sie ist frist— und formgerecht

eingelegt und begründet werden (@ 164 SGG); sie ist daher zu—
lässigu

Die Revision ist auch begründet„

Der Beklagte rügt eine unrichtige Anwendung des 5 42 Abs° 1

Satz 1 BVG durch das Berufungsgericht° Nach dieser Vorschrift

erhält im Falle der SCheidung oder Aufhebung der Ehe die frühere
Ehefrau des Verstorbenen Rente (@@40 und 41), wenn dieser nach
den eherechtlichen Vorschriften Unterhalt zu gewähren hätte°

Die Gewährung einer Rente an die geschiedene Ehefrau hängt hier—

nach davon ab, ob sie gegenüber ihrem früheren Ehemann einen
eherechtlichen Unterhaltsanspruch geltend machen könnte, wenn

er noch leben würde° Diese Frage haben die Gerichte der Sozial-

gerichtsbarkeit selbständig zu beurteilen (Urteil des BSG° vom

18°11„1958 — 1 RA 192/56 —)„ '

Der frühere Ehemann der Klägerin ist durch Entscheidung des

Amtsgerichts Wedding in Berlin vom 110 Oktober 1955 für tot

erklärt werden; als Zeitpunkt des Todes hat das Amtsgericht den

310 Dezember 1945 festgestellt„ Im Gegensatz zu der Regelung im

Recht der Rentenversicherung (@ 1256 Abs° 4 BVG a„F„; @ 28 Abs°

3 AVGa„F ; 5 1265nvo n‚r„; @42 AVGn.F‚; vg1„ auchsee„ 3
SO 197, 5 S° 179 und 276; ferner Bogs in Sgb° 1957 S° 555), in
der für die Frage der Unterhaltspflieht der Tod des Versicher—

ten der maßgebende Zeitpunkt ist, enthält @ 42 Abs° 1 Satz 1

BVG keine solche Zeitangabe° Daraus ist zu folgern, daß es bei

der Anwendung dieser Vorschrift nicht darauf ankommt, ob der

frühere Ehemann der Klägerin nach den Vorschriften, die im

Zéitpunkt seines Todes (31012.1945) Gültigkeit hatten, Unterhalt

zu gewähren gehabt hätte° Vielmehr enthält 5 42 Abs„ 1 Satz 1

BVG nach seinem Wortlaut und Sinn eine echte Fiktion° Die Ge—

währung einer Versorgungsrente nach dieser Vorschrift hängt .

davon ab, ob die geschiedene Ehefrau nach den eherechtlichen

Vorschriften im Zeitpunkt der Geltendmachung dieses Anspruchs

unterhaltsberechtigt wäre, wenn ihr früherer Ehemann noch leben
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würde“ Für die Frage der Unterhaltsberechtigung der Klägerin sind

daher die Vorschriften des EheG (Kontrollratsgesetz Nr° 16) vom
200 Februar 1946 (KRABIO 77) maßgebend°

Nach 5 58 EheG 1946 hat der allein oder überwiegend für schuldig
erklärte Mann der geschiedenen Frau den nach den Lebensverhält—

nissen der Ehegatten angemessenen'Untcrhalt zu gewähren, soweit
die Einkünfte aus dem Vermögen der Frau und die Erträgnisse einer

Erwerbstätigkeit nicht ausreichen„ In der entsprechenden Vore

schrift des © 66 EheG 1938 standen hinter ”Erwerbstätigkeit" fol—

gende Worte: "iie von ihr den Umständen nach erwartet werden

kann"ü Das LSG° hat in dem angefochtenen Urteil festgestellt, daß

die Klägerin in ihrer Erwerbsfähigkeit um 70 voii° beschränkt ist°

An diese Feststellung, die der Beklagte nicht angegriffen hat, ist

das sse„ nach 9 163 see gebundeneBei der Prüfung der Unterhalts—
berechtigung ist deshalb davon auszugehen, daß die Klägerin Ein—

künfte aus einer Erwerbstätigkeit hat, daß sie aber wegen der bei

ihr vorliegenden Gesundheitsstörungen nicht verpflichtet wäre
zu

arbeiteno Nach @ 66 Abs, 1 EheG 1938 hätte die Klägerin demnach

einen Unterhaltsanspruch gegen ihren früheren Ehemann, weil die

Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit nur dann zu berücksichtigen wa—

ren, wenn diese Tätigkeit von der Klägerin den Umständen nach er—

wartet werden konnte (vgla hierzu den Aufsatz von Lauterbach in

JW„ 1940 So 1545); das letztere wäre aber wegen ihres Gesundheits—

zustandes nicht der Falle Wie bereits dargelegt, kann jedoch 5 66

EheG 1938 keine Anwendung finden() Vielmehr ist die Frage eines

Unterhaltsanspruchs der Klägerin gegen ihren früheren Ehemann nach

@ 58 EheG 1946 zu beurteileno In dieser Vorschrift ist aber der

Satzteil "die von ihr den Umständen nach erwartet werden kann"

hinter dem Wort "Erwerbstätigkeit“ weggefallen„ Die Unterhalts—

pflicht des allein oder überwiegend für schuldig erklärten Ehe—

mannes hat una° zur Voraussetzung, daß die den Unterhalt begehren—

de geschiedene Frau bedürftig im Sinne des 5 58 EheG 1946 isto

Sie ist dies nicht, soweit ihre Linkünfte aus Vermögen und die Er-

trägnisse einer Erwerbstätigkeit ausreichen° Der Umstand, daß eine
frühere

Ehefrau ihren Unterhalt selbst voll bestreiten kann, be—
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rührt ihren Unterhaltsanspruch nicht etwa nur der Höhe nach —
wie es dann der Fall ist, wenn die geschiedene Frau nur einen

Teil ihres Unterhalts Selbst verdienen kann —, sondern der An—

spruch entfällt damit dem Grund nach; denn die Bedürftigkeit .

der früheren Ehefrau ist Voraussetzung des Unterhaltsanspruchs

(vgl„ auch BSG° 5 So 179 11827 mit weiteren Hinweisen)°

Bei Entscheidung der Frage, ob der für tot erklärte frühere

Ehemann nach @ 58 EheG 1946 der Klägerin Unterhalt zu gewäh—

ren hätte, ist insbesondere zu prüfen, welche Folgerungen aus

dem Wegfall des Satzteils "die von ihr den Umständen nach er—
wartet werden kann" hinter dem Wort "Erwerbstätigkeit" zu
ziehen sind° Höchstrichterliche Entscheidungen hierzu sind

dem Senat nicht bekannt geworden; es sind nur einige Entschei—

dungen von Amts— und Landgerichten zu 5 58 EheG 1946 veröffent—
licht° Auch in der Literatur behandeln nur wenige Veröffentli—

chungen die für den vorliegenden Fall entscheidende Frage, ob

der UnterhaltsanSpruch der geschiedenen Frau, die für ihren Un—

.
terhalt ausreichende Erträgnisse aus einer Erwerbstätigkeit hat,

auch dann entfällt, wenn ihr diese Tätigkeit wegen Krankheit,

hohen Alters oder anderer wichtiger Gründe nicht zugemutet wer—

den kann° 80 geben Bosch ("Der Unterhaltsanspruch der geschiede-

nen Ehefrau" in taz° 1947 sa 82 £ä_3_7)und Creifelds ("Kann dem
Unterhaltsanspruch der geschiedenen Frau mit dem Hinweis auf

ihre Arbeitspflicht begegnet werden?" in JR„ 1949 3° 135 11317)
zwar zu, daß bei einer strengen Wortauslegung des Gesetzes die ge—

schiedene Frau in solchen Fällen ihren an sich begründeten Un—

terhaltsanspruch verlieren müßte° Sie sind jedoch wegen des an—
geblichen Widersinns einer solchen Auslegung der Meinung, daß

die geschiedene Frau, die trotz hohen Alters oder erheblicher

Krankheit unter Aufbietung ihrer letzten Kräfte — über das Zu-

mutbare hinaus — eine Erwerbstätigkeit übernehme, ihren Unter—

haltsanspruch trotz des an sich entgegenstehenden Wortlauts des

@ 58 EheG 1946 behalte° Dieser Auffassung kann jedoch nicht

beigepflichtet werdeno Die Änderung des Gesetzes kann nur da—

hin verstanden werden, daß die geschicdene Frau gemessen an°

den Lebensverhältnissen, wie sie im Zeitpunkt der Scheidung
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der Ehe bestanden haben, bedürftig sein muß() Die unschuldig ge—
schiedene Frau, deren früherer Ehemann an einer Schädigungsfolge

gestorben ist, soll durch die Vorschrift des 5 42 BVG nicht
schlechter gestellt werden als die geschiedene Frau, deren Ehe—

mann noch lebt und gegen den diese deshalb noch Unterhaltsan—

sprüche geltend machen kenne Der Versorgungsanspruch soll also

den durch die Folge einer Schädigung weggefallenen Unterhaltsan—

spruch ersetzen (Vglo hierzu auch LSG° Baden—Württemberg in

. Breithaupt 1958 So 469)° Es kommt hiernach lediglich darauf an,
ob die geschiedene Frau tatsächlich bedürftig ist, d,ho sich

nicht selbst unterhalten kann, Ein Unterhaltsanspruch gegen den
geschiedenen Mann besteht daher nicht, wenn die Einkünfte aus

dem Vermögen der Frau und die Erträgnisse einer Erwerbstätigkeit

zu ihrem Lebensunterhalt ausreichen° Nach Wortlaut und Sinn des
5 58 EheG 1946 sind zunächst die tatsächlichen Einkünfte der ge—

sohiedenen Frau aus einer Erwerbstätigkeit festzustellen und dann

gegebenenfalls zu prüfen, ob sie zu ihrem Unterhalt ausreichen°

Der Umstand, daß einer geschiedenen Frau wegen erheblicher Gesund—

heitsstörungen oder hohen Alters oder wegen anderer wichtiger

Gründe eine Erwerbstätigkeit nicht zugemutet werden kann, betrifft

nicht die Frage ihrer Bedürftigkeit, sondern der Zumutbarkeit

einer Erwerbstätigkeit, falls sie aus den genannten Gründen nicht

arbeitet (vgl„ hierzu auch Palandt, Kommentar zum BGB, 170 Aufl°

1958Anmq3 zu @58 EheG1946; Leo, Duisburg in Famnz°1955s„
177 Nr„ 197; LGy, Berlin in JR° 1948 S0 162)°

Das LSG„ Berlin hat die Berufung des Beklagten gegen das Urteil

des SG« Berlin vom 239 März 1956, durch das der Klägerin eine

Witwenrente nach @ 42 BVG vom 1, Juli 1952 an zugesprochen wor-

den ist, als unbegründet zurückgewieSeno Es hat die Auffassung

vertreten, daß die Klägerin nur durch den Tod ihres früheren Ehe—

mannes gezwungen worden sei, bei einer MdB, um 70 VOH° zu arbei—

ten, Denn sie sei bis zu seinem Tode einer Erwerbstätigkeit nicht

nachgegangen, obwohl sie damals noch nicht durch Krankheit erwerbe—

behindert gewesen seio Da nicht angenommen werden könne, daß sie
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auch dann arbeiten würde, wenn ihr früherer Ehemann aus
dem Kriege zurückgekehrt wäre, stehe ihr der Anspruch

auf Witwenrente nach 5 42 BVG zu° Das LSG° hat mit die—

ser Entscheidung aus den oben dargelegten Gründen gegen

"das Gesetz verstoßen„ Die Klägerin hat nach 5 58 EheG
1946 keinen Unterhaltsanspruch gegen ihren geschiedenen

Ehemann, wenn die Erträgnisse ihrer Erwerbstätigkeit

zu ihrem Unterhalt ausreichen° Da sie unstreitig eine

solche Tätigkeit ausübt, mußte das angefochtene Urteil

aufgehoben'werden° Der Senat konnte jedoch in der Sache

selbst nicht entscheiden° Die Klägerin hat für den Fall,

daß ihr geschiedener Ehemann im Hinblick auf ihre Er—

werbstätigkeit mit einem für ihren Unterhalt ausreichen—

den Einkommen keinen Unterhalt zu gewähren hätte, wenn

er noch leben würde9 geltend gemacht, daß sie seit der

Antragstellung nicht ständig gearbeitet habe!) Vielmehr

sei ihre Erwerbstätigkeit häufig durch Krankheiten un-

terbrochen werden; sie sei z„B° in der Zeit vom 21„ Ju—

ni 1956 bis 12° März 1957 arbeitsunfähig krank gewesen

und habe nur das erheblich geringere Krankengeld bezo—

gen„ Hinsichtlich der Höhe der Einkünfte der Klägerin

hat das LSG“ keine Feststellungen getroffen und auch

nicht zu treffen brauchen, weil es der Auffassung war,

daß sie ohne Rücksicht auf ihre Erwerbstätigkeit einen

Unterhaltsanspruch gegen ihren geschiedenen Mann haben

würde° Da-ier Senat nicht befugt ist, die Höhe der Ein—

künfte der Klägerin seit Antragstellung selbst aufzu—

klären, mußte die Sache zur erneuten Verhandlung und

Entscheidung an das LSG° Berlin zurückverwiesen wer-

den (@ 170 Abs° 2 Satz 2 SGG)„
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Die Kostenentscheidung bleibt dem Schlußurteil vorbehalten°
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